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Kommission überzeugen.Deutsche ihren Teil der Geschich- Drava/Heyn, 567 Seiten

ÖVP-Staatssekretär Kurz schlug 1500 Euro Strafe vor, SPÖ-Unterrichtsministerin Schmied ist das zu hoch. [ APA ]

KOMMENTAR
VON OLIVER PINK

Verlorene
Generation
Kann man sich den Respekt
vor der Institution Schule mit
Strafzahlungen erkaufen?

V on einer verlorenen Gene-
ration ist bereits die Rede.

Lehrer, die in den Bildungs-
Banlieues der Bundeshaupt-
stadt unterrichten, wissen zu
berichten, dass beinahe ganze
Klassen das ganze Jahr über
einfach keine Hausübungen
abliefern. Aber immerhin: Die-
se Schüler gehen zur Schule.

10.000 junge Menschen
pro Jahr hingegen brechen die
Schule ab. 75.000 haben weder
Job noch Ausbildung. 40 Pro-
zent davon sind solche mit Mi-
grationshintergrund. Weshalb
der ÖVP-Integrationsstaats-
ekretär einmal mehr nach hö-
heren Strafen für deren Eltern
ruft. Wohingegen die SPÖ eher
auf „Kuschelpädagogik“ setzt.

Nun ist Rudolf Hundstor-
fers Modell des „Jugend-Coa-
chings“ ein durchaus gangba-
rer Weg. Doch wird es höchst-
wahrscheinlich nicht genü-
gen, dass Lehrer Problem-
schüler herausfischen und
diese dann eingehender Be-
treuung und Beratung zufüh-
ren. Ohne Sanktionen wird es
nicht gehen. Die bisherige Pö-
nale von 220 Euro ist anschei-
nend nicht ausreichend, um
Eltern hinreichend für den
Schulbesuch ihrer Kinder zu
motivieren. Wenn diesen
schon nichts an der Ausbil-
dung ihrer Söhne und – vor al-
lem – Töchter liegt, dann muss
sich der Staat den Respekt vor
der Institution Schule eben
mit Strafen erkaufen.

D ass eine höhere Strafzah-
lung schon alle Probleme

löst, ist damit aber auch noch
nicht gesagt. Dann sitzen zwar
möglicherweise mehr Schüler
in der Schule, tun dort aber

Eine Alternative, die keine ist.

Bildung. Die Regierung einigte sich auf ein Maßnahmenpaket gegen Schulabbrecher.
Experten stehen höheren Strafen allerdings kritisch gegenüber. VON ULRIKE WEISER UND THOMAS PRIOR

Doppelte Strafe bei Schulschwänzen?
[WIEN] Soll es höhere Strafen für
Schulpflichtverletzungen geben?
Die Antwort der Regierung auf die-
se Frage lautet: Ja, aber. Eine Anhe-
bung der Höchststrafe von 220 auf
1500 Euro, wie Integrationsstaats-
sekretär Sebastian Kurz (ÖVP) vor-
schlägt, geht der SPÖ zu weit. Sie
will zuerst über die Maßnahmen
reden, signalisierte dem Verneh-
men nach aber Kompromissbereit-
schaft. Demnach soll das Strafaus-
maß für Eltern, deren Kinder die
Schulpflicht (Dauer: neun Jahre)
verletzen, verdoppelt werden. Die
Strafhöhe wurde seit 1985 nicht va-
lorisiert.

In der Ministerratssitzung am
Dienstag soll Frauenministerin Ga-
briele Heinisch-Hosek (SPÖ), eine
Lehrerin, Kurz für seinen Vorstoß
kritisiert haben: Strafen seien der
falsche Weg, um Jugendliche zu-
rück in die Schule bzw. auf den Ar-
beitsmarkt zu bringen. Vizekanzler
Michael Spindelegger (ÖVP) sei
seinem Staatssekretär argumentativ
zu Hilfe geeilt, hieß es.

Eine Einigung gab es dennoch,
wie Spindelegger und Kanzler Wer-
ner Faymann nach dem Ministerrat
verkündeten. Geplant ist ein drei-
teiliges Paket: Eltern von Schulab-
brechern werden zu Gesprächen
verpflichtet. Das Bildungsministeri-
um soll eine Studie in Auftrag ge-
ben, um die Motive der Jugendli-
chen – die bisher nicht erhoben
wurden – zu erforschen. Und der
Vollzug soll strenger werden. Stra-
fen werden derzeit nur sehr einge-
schränkt verhängt.

Problem Migrationshintergrund
Kurz beruft sich auf eine IHS-Stu-
die, wonach es jährlich 10.000
Schulabbrecher gibt und 16 Pro-
zent Migrantenkinder sind. Aller-
dings ist die Datenlage zur Schul-
pflichtverletzung nicht ganz ein-
deutig, wie das Beispiel Wien zeigt.
Dort gab es laut Beantwortung
einer parlamentarischen Anfrage
im Jahr 2011 etwa 1138 Verfahren,
allerdings wenden sich die Schulen

anzeigen, der dann das magistrati-
sche Bezirksamt informiert. Laut

ten Stunde geschehen. Im Vorjahr
verfasste das Jugendamt 86 Stel-
lungnahmen für Verfahren, es kam
zu 371 Straferkenntnissen.

Johann Bacher, Autor der Stu-
die „Junge Menschen ohne Berufs-
ausbildung“, die zeigt, dass 75.000
Österreicher zwischen 16 und 24
Jahren weder einen Job haben
noch in Ausbildung sind, macht vor
allem zwei Faktoren für den Schul-
abbruch verantwortlich: Schlechte
schulische Leistungen, die die
Schüler demotivieren, und Freizeit-
aktivitäten am Nachmittag – Stich-
wort: Einkaufszentrum und Com-
puterspiele. Der Migrationshinter-
grund spiele insofern hinein, als
unter den „Risikoschülern“ (solche,
die einfache Rechenbeispiele nicht
beherrschen) der Anteil an Kindern
mit ausländischen Wurzeln erhöht
sei (28 Prozent). 40 Prozent der
75.000 Jugendlichen in der Studie
haben Migrationshintergrund. Das

cher Defizite kaum helfen könnten.
Höhere Strafen sieht Bacher nicht

Ende der Studiengebühren:
Streit um künftige Regelung
Uni. Das Wissenschaftsministerium empfiehlt den Unis
selbst Gebühren einzuheben. Die SPÖ ist dagegen.
[WIEN/APA] Eines ist fix: Ab 1. März
wird es an den österreichischen
Universitäten keine Studiengebüh-
ren mehr geben. Unsicher ist aber,
wie lange das so sein wird. Denn:
Die einzelne Unis planen bereits,
ab Herbst selbstständig Gebühren
einzutreiben. Darüber, ob das rech-
tens ist, streitet sich die Koalition
aber weiterhin.

Denn während Wissenschafts-
minister Karlheinz Töchterle (ÖVP)
den Unis versichert, dass die selbst-
ständige Einhebung von Gebühren
mit keinerlei Risiko verbunden ist,
warnt Unterrichtsministerin Clau-

Hinweis auf unterschiedliche Gut-
achten von Verfassungsjuristen.

Studienbeiträge gibt, sei nicht die
Schuld der SPÖ, so Schmied. Man
habe Töchterle immer Verhandlun-
gen zu diesem Thema angeboten.

Faymann warnt Universitäten
Unterstützung für Schmied kommt
von Bundeskanzler Werner Fay-
mann (SPÖ): Er bekräftigt das Nein
seiner Partei zu den Gebühren.
Und warnte vor der selbstständigen
Einhebung. Anders Vizekanzler Mi-
chael Spindelegger (ÖVP): Er be-
zeichnet diese als „sehr gute Mög-
lichkeit“.

Die Unis machen indes weiter

keiner Einigung für den Ersatz der
entfallenden Gebühren kommen,
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Nach monatelangem Ringen steht
jetzt die Lohnerhöhung für rund
90.000 Beschäftigte im privaten
Sektor der Pflege-, Gesundheits-
und Sozialberufe fest. Die Kollek-
tivvertragsbezüge werden rück-
wirkend per 1. Februar 2012 um
3,4 Prozent, die Ist-Löhne um 3,2
Prozent angehoben. Vereinbart
wurde auch: Zeiten für Eltern-
oder Hospizkarenz werden beim
Gehaltsschema angerechnet.

Medizin-Quote: „Gute
Gespräche“ mit EU
Österreich befindet sich betref-
fend der Verlängerung der Inlän-
derquote an den Medizin-Unis
nach Worten von Wissenschafts-
minister Karlheinz Töchterle
(ÖVP) in „guten Gesprächen“ mit
der EU-Kommission. Über eine
Ausweitung des Moratoriums bis
2016 werde „diplomatisch ver-
handelt“, versicherte Töchterle
am Dienstag am Rande des EU-
Forschungsministerrates in Brüs-
sel. Mit Hilfe einer „Ärztebedarfs-
studie“ will Österreich die EU-

Traumata. Politische (Familien-)Geschichten aus Kärnten.
Rudi Vouks Großvater väterlicher-
seits war Abwehrkämpfer, sein Opa
mütterlicherseits wurde von Parti-
sanen erschossen. Er selbst, der die
Aufhebung der alten Ortstafelrege-
lung erwirkte, sprach bis zur Volks-
schule kein Wort Deutsch. Die Fa-
milie von Bernard Sadovnik, dem
moderateren Slowenenvertreter,
hingegen stammt vom Peršman-
Hof ab, auf dem die Waffen-SS
1944 ein Massaker verübte und der
heute eine Gedenkstätte für die
Partisanen ist. Welchen Otto Scrin-
zi, der frühere Nationalsozialist
und spätere FPÖ-Politiker, wieder-
um sein Leben verdankt. Anstatt
ihn wie geplant zu exekutieren,
setzten sie ihn als Lagerarzt ein.

Diesen für Kärnten so typi-
schen Lebens- und Familienge-
schichten mit ihren Brüchen und
Widersprüchen geht „Kärnten liegt
am Meer“ nach. Es ist sozusagen
das Buch zur Ortstafellösung. In
Interviews erzählen Slowenen und

te des Volksgruppenkonflikts. Die
Narrative stehen gleichberechtigt
nebeneinander. Wiewohl im hinte-
ren Teil auch eine wissenschaftli-
che Einordnung folgt.

Die Aussiedlung der Slowenen
durch die Nazis, die Verschlep-
pung der Deutschen durch die
Partisanen werden ebenso thema-
tisiert wie der Dauerstreit um die
Ortstafeln und die Frage, was denn
nun ein „Windischer“ sei. Oder wie
Botschafter Wolfgang Petritsch,
einer der Herausgeber, bei der
Vorstellung meinte: „Die Traumata
sollen bewusst gemacht, das sich
gegenseitig Anschweigen soll
durchbrochen werden.“ oli

Wolfgang Petritsch,
Wilfried Graf,
Gudrun Kramer (Hg.)

Kärnten liegt
am Meer
IHR TRAUMURLAU
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In Kürze
3,2 Prozent mehr Ist-Lohn
in Pflege- und Sozialberufen

Von Vouk bis Scrinzi – das
Buch zur Ortstafellösung

Gesetz, so eine Stadt-Juristin, müss-
te das ab der ersten unentschuldig-

als Lösung. Wichtiger sei ein ver-
schränkter Ganztagsunterricht.

Dass es keine Nachfolgeregelung
für die vom VfGH aufgehobenen

hält sich Uni-Rektor Heinz Engl
weiter rechtliche Schritte vor.
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DIEPRESSE.COM Die Presse
nichts, außer Zeit abzusitzen.
Die Alternative dazu wäre

allerdings, diese „verlorene
Generation“ ganz aufzugeben.

auch oft direkt an das Jugendamt –
ohne Verfahren. Offen ist auch, ab
wann Schulen ein Fernbleiben
dem Bezirks- oder Stadtschulrat

Problem sei aber weniger, dass die
Eltern keine gute Ausbildung für
die Kinder wollten, sondern dass
sie ihnen wegen eigener sprachli-

dia Schmied (SPÖ) davor. Die
Hochschulen würden sich damit
auf „keinem rechtssicheren Boden“
bewegen, so die Ministerin mit

Druck. Derzeit laufen etwa Gesprä-
che zwischen der Uni Wien und
dem Wissenschaftsministerium.
Sollte es dabei bis Ende Februar zu


